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Flüchtlingsgipfel darf nicht scheitern 
 
 

„Die Kommunen haben die Aufnahme und die Unterbringung von Flüchtlingen gewähr-
leistet, sind in Vorleistungen getreten und erwarten nun, dass der Bund die Kosten 
vollständig ohne Wenn und Aber trägt“, so der Präsident des Niedersächsischen Städ-
tetages, Oberbürgermeister Frank Klingebiel (Stadt Salzgitter), für die Arbeitsgemein-
schaft der kommunalen Spitzenverbände vor dem Bund-Länder-Spitzentreffen am 10. 
Mai 2023 und mahnt: „Immer mehr verfestigt sich der Eindruck, dass der Bund der 
kommunalen Realität vollkommen entrückt ist. Ohne einen angemessenen finanziellen 
und dauerhaften Ausgleich sowohl für die Kosten der Aufnahme und Unterbringung 
als auch für die Kosten der Integration – wie z.B. Wohnraum, Kita und Schule – und 
ohne entsprechende Planungssicherheit sind die Kommunen am Rande ihrer Leis-
tungsfähigkeit. Der Bund muss endlich seine gesamtstaatliche Verantwortung wahr-
nehmen. Der Flüchtlingsgipfel darf nicht scheitern, sonst verlieren wir das Vertrauen 
der Bevölkerung endgültig und belasten den sozialen Frieden in den Städten und Ge-
meinden erheblich.“ 
 
„Der Bund ist zuständig für die Asyl- und Ausländerpolitik. Er bestimmt den Rechtsrah-
men für Flüchtlinge und Vertriebenen. Nur er kann im Rahmen der Europäischen 
Union Einfluss auf eine wirksame Steuerung des weiteren Zuzugs nehmen. Und das 
ist dringend geboten. Gleichzeitig müssen die Kommunen substantiell entlastet wer-
den. Es ist völlig inakzeptabel, dass der Bund seine Zuständigkeit abstreitet und nicht 
zu seiner Verantwortung für die Kosten der Unterkunft und die soziale Betreuung steht. 
Sollte der Bund bei seiner Verweigerungshaltung bleiben, wäre das ein nicht hinnehm-
barer Affront gegenüber den Kommunen. Wenn die Situation so bleibt, wie sie ist, dro-
hen gesellschaftliche Verwerfungen. Das kann keiner wollen“, ergänzt Landrat Sven 
Ambrosy, Präsident des Niedersächsischen Landkreistages. 
 
„Die Flüchtlingspolitik muss endlich an der Realität ausgerichtet werden“, so Dr. Marco 
Trips, Präsident des Niedersächsischen Städte- und Gemeindebundes: „Längst geht 
es nicht mehr nur ums Geld. Es braucht kurz- und langfristig ein Bündel an Maßnah-
men, um Fluchtbewegungen besser zu steuern und fair zu verteilen. Der Bund muss 
auf europäische Lösungen wie harmonisierte Sozialleistungen und Verteilungsmecha-
nismen hinwirken. Mit der pauschalen Aussage ‚Menschlichkeit kennt keine Grenzen‘ 
kann keine solide Zuwanderungspolitik in Deutschland gestaltet werden. Eine Begren-
zung des bislang ungeordneten Zuzugs ist dringend erforderlich.“ 
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Ansprechpartner:  

NST:  Stefan Wittkop, Tel: 0511 / 36894-13, Mobil: 0172/5397513,  
E-Mail: wittkop@nst.de   

NSGB: Dr. Stephan Meyn, Tel: 0511 / 30285-44, Mobil: 0163 962 37 05, 
E-Mail: meyn@nsgb.de 

NLT:  Ulrich Lottmann, Tel: 0511 / 8795318, Mobil: 0172/6342466,  
E-Mail: medien@nlt.de  
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